
2t7

;einer Entstehtulg am

Revision befincllichen
lber auch einige Anlei

, so etwa in nerug auf

.on cler Gesellschaft.

die einschlägigett EU-

te einerseits längst fäl-

das liechtensteinische
nternationalen Finanz-

ter Teil der bisherigen
<ter konnte jedoch be-

I ist wie ihr schweizeri-

he' ftir alles* 
6B geblie-

grossen, sondern attch

ernehnten, attch wenn

Ln den Betrieb von Akti-

lschaft srecht erheblicl-r

Manro FRIcr<

Der Tfust in der Praxis des
liechtensteinischen Rechts

Der Jubilar hat in seiner Tätigkeit als oberster Richter in Liechtenstein zum

einen auf seiue Erfahrung im österreichischen Rechtsbereich zurückgreifen

könuen, da Liechtenstein in ganz erheblichem Ausrnass aus österreichischem

Recht, vor allem dem ABGB, rezipiert hat. Er mlrsste oder - je nach Betrach-

tungsweise - durfte sich aber auch mit Besonderheiten auseinandersetzen, wie
dem liechtensteinischen Ti'ustrecht. Das liechtensteinische Recht hat nämlich
als erste kontinentaleuropäische Jurisdiktion das an sich vor allem den Angel-
sachsen vertraute Trustrecht eingeführt und entsprechend legiferiert.

Der vorliegende Beitrag möchte den liechtensteinischen Trnst aus der Sicht
eines Praktikers vorstellen.

I. Rezeption des Ttustrechts und Grundlagen
Diese Übernahme cles Trttsts in das liechtensteinische Rechtssystem beluht auf
der Weitsicl"rt uud einer besonderen Leistung des clarnaligen Gesetzesredaktors
des Personen- und Gesellschaftsrechts [lcn)', Dr. Wilhelnt Beclc. Withetm Beclc'

Personeu- uncl Gesellschaftsrecht vom 20..fannar 1926, LR 216.0. Die liechtensteinischeu
Gesetze siucl in eineur Verzeichnis, clclr Register zu einer Systcnatischen Sammlung cler'
liechtensteiuischen Rechtsvorschriften [LR) aufgelistet. Wenn liechtensteinische Ciesetze
ziticrtwercleu, werclen sie jcweils auch mit del systematischen Nurnrrer be zeichuetwerclen.
Wilhelm Beckwar clie bestimme nde Pelsc.rn in cler Zeit clcs Umbruches in Liechtenstcin n:rcl-r
cletu Erstett Weltkrieg. Er war veralrtwortlich ftir die Hinorienticn-lng zur Schweiz und zut'
clamit eiuhergehenclen Moclernisierurrg uncl Demokratisierung Licchtcnsteins. So rvichtige
Gesetze wie clie Velfassllng von rgzr, cler Zollanschluss an clie Schweiz lgz3-24 nncl clas hier
interessiereucle Personen- nnd Gesellschaftsrecht vorl 1926 tr:rgen seine Harrclschrift. Diese
uucl zahlreiche andere Gesetze warcn clie Gruncllage für clen späteren wiltschaftliclicn Auf-
stieg cles Lanclcs. Ir-n Alter von 5r Jahlcn starb Dr: Wiltrcln Beclc arn 20. Jatluar 1936. Er gilt
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2AB MARIO FRICK

hat sich bei der Rezeption des Personen- und Gesellschaftsrechts anfangs
rgzoer Jahre grundsätzlich am damaligen Entwurf zu einem schwe
Zivilgesetzbuch bzw. Obligationenrecht orientiert3.

A. Ttust und Fiduzia

Es war ihm ein Anliegen, die gängigen Gesellschaftsformen und zudem
möglichst grosse Vielfalt an Gestaltungsmöglichkeiten in das PGR zu
men. Eine davon war das angelsächsisch angehauchte Ttustrecht. lrtit
Aussage, dass das Tfustrecht angelsächsisch hinterlegt ist, könnte man
eine erste Grundsatzdiskussion anzetteln, ob nämlich das Tfustrecht nun
eher dem deutschen Salmannenrecht oder eben dem angelsächsischen
recht entlehnt wurde. Hierzu kann auf die rechtstheoretisch sicherlich
interessante Diskussion zwischen Wenaweser und Bösch in der liechte
schen Juristenzeitung im Jahre zoor verwiesen werdena. In der Diskussion
schen Bösch und Wenaweser ging es dabei nicht primär um eine ,historische<
Frage, sondern vielmehr darum, ob das Tfustrecht umfassend in das

tensteinische Recht eingreift und somit überhaupt noch Platz für die Fiduzia
(fiduziarische Tteuhand) lässt oder ob der Ttust onurn eine der möglichen Fi-

guren im Bereich denTYeuhand" sei. Der OGH hat sich in seinem Urteil vom

06.tz.zoo:., t Cg 37BlVS-5o, LES 2ooz, 4L - wie schon wenige Jahre zuvors - ein-

deutig hinter die Auslegung von Bösch gestellt. Dies bedeutet, dass nicht alles,

was als Tteuhand bezeichnet wird, als Tfeuhand bzw. Ttust im Sinne des Art. 897

PGR zu beurteilen ist6.

.l

unbestritten als der Modernisierer Liechtensteins nach dem Ersten Weltkrieg. Die neueste
Würdigung stammt aus 2011 und wurde von der Gemeinde Tliesenberg herausgegeben:
,Wilhelm Beck (r885 -1936) - Ein politisches Lebenu.
Florian Marxer, Rezeption im liechtensteinischen Gesellschaftsrecht, LIZ 2c,6,6, F6. Zür Re'
zeptionsgeschichte ausführlicher: Elisabeth Berger, Rezeption im liechtensteinischen Privat-
recht unter besonderer Berücksichtigung des ABGB, Wien zou.
Stefan Wenaweser, Zot Rezeptionsfrage der Tleuhänderschaft und ihrem Anwendungsbe-
reiclr nach liechtensteinischem Recht, LIZ 2ooL, tff; Harald Böscft, Liechtensteinische Tlust-
rezeption und Anwendungsbereich der Bestimmungen über die Tteuhänderschaft - Neue
Erkenntnisse oder nur alter Wein in neuen Schläuchen? LJZ zlzoor, 4zi 3lzoot,73.
U S C 303/98-53, LES 2ooo, 148.

Siehe auch Bösch, LlZ3lzoot,89.
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B. Express Tfust - gesetzliche Grundlagen und
Haager Übereinkommen

Tfusts werden nach verschiedenen I(riterien klassiflziert, wobei die Art der Er-

richtung und die Art der Verwaltung die wichtigsten und gängigsten sind. Bei

cler I(lassifizierung nach der Art der Brrichtung sind drei Errichtungsforrnen zu

nennelt, nämlich durch Rechtsgeschäft, also mittels rechtsgeschäftlicher, ei1-
seitiger willensäusserung des settlors; dies nennt man einen >express trust<.
Zweitens ist der Tfust zu nennen, welcher aus rechtlichen Ergebnissen heraus
entsteht (bspw >constructive trust< oder auch otrust by operation of lawn) und
schliesslich cler Tfust, der von Gesetzes wegen entsteht. Im vorliegenden Bei-
trag interessiert nur die absichtliche Errichtung des Tlusts, wie es auch im Haa-
ger Tf ustübereinkommen vorgesehen ist.

7. HTÜ und die Definition des Art. 897 pGR

Das Übereinkommeu über das auf Trusts anzuwendende Recht und tiber ihre
Anerkennung (Haager Ttust-übereinkomrnen, HTü) ist für Liechtelstein arl
r. April zoo67 in l(raft getreten. Das HTüB regelt die Anerkennung von Tlusts

7 LGBI.2006 Nr. 62,LRo.z76.4a.
8 Hitlsichtlich des weset-rtlichetr Iuhaltes des HTü kann auf clie recht konzise Zusar-nmenfas-

srtng it.t-t Bericl-rt r.rncl Antrag (euA) der RegieruDg zum HTü, Nr. 6/zoo6 S. 5 uncl 6, verwie-
sen rverdett: "Kapitel I bestit-nurt den Anwendnngsbereiclt cles übereinkomlnens. Die Ab-
grenzullg erfolgt vor allen-r übcr clie Eigenschaften, welche ein t/llsl minclestens auf'weisen
t-uttss, clamit er Lrnter das Übereinkommen fällt. Das l(ollisionsrecht für /rzrsfs fiuclet sicl-r
itl I(apitel II. Es geht dabei um Bestil-r-rrrungen zu cler-n auf clen jeweiligen tr.zlsl anweldba-
ren Recht. Die in Kapitel III gcregelte Anerkennung von trasls hat zwei stossrichtulgel:
Einerseits verleiht clie Atterkennung von /rulsts uuter deur HTü clie Wirkung, class Tr.usiver-
mögen attssonclerbar bleibt, wenn beispielsweise cler trurstee (Tteuhäncler) in I(onkurs fällt.
Andercrseits fiuder.r sich hier auch Bestirrnlrurgen, welche clen Bezug zu sachenrechtlicher1
Nornell regeln (neispiel: der ,rzzsf isü,Eigenttimer, einer Liegenschaft). t<apitel IV enthailt
die allgemeineu Bestit.t-tt.truugen, soweit sie nicht schon anclerweitig geregelt si1d, wie z.B.
in clen Art. 3 -5. Bei letzteren ist vor allem der Ausschluss .l"r uo.f*ge*"isen Anwenclulg
des HTÜ von Bedetttung: Wircl z.B. ein /rusl aufgruncl einer letztwilligen Verftigr.rng errich-
tet, so Lllltersteht clie - im Rahmen eines Verfahrens möglicherweise als Vorfrage auftau-
clrende - Frage nach cler Gültigkeit cles Tcstarrents nicltt d.imHTü, welches möglicherweise
zttr Anwenclung cles Rechts eines anderen Staates führen l<önnte. Hatte cler Erblasser sei-
nen letzten wohusitz beispielsweise in Liecl-rtenstein, so hat clas liechtelsteinische Gericl-rt
in eiuett't solchen Fall liechtensteinisches Erbrecht anzuwenclen, auch wenn durch das Tes-
tat-tlent ein /rasf in Hongkong errichtet wircl. Hinsichtlich cler Rechtsorclnungen, vor allen
cles kontineutaleuropäischen Rechtskreises, wurden zusätzlich Anerkennungsvorbehalte
eingebaut: So wercleu Rechtsinstitute, wie z.B. cler Schutz Minderjäl-rriger, clic Wirkungen
der Ehe uncl der Gläubigerschutz, clurch clas Abkommen nicht ber:ül-rrtfweln sie nach cler
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sowie das anwendbare Recht für "freiwillig errichtete und schriftlich nachge-

wiesene Ttusts" (Art.3 HTÜ). Diese sind aus Sicht eines Praktikers die häuf-

tigsten und interessieren daher auch primär. Die Iiechtensteinische Tteuhän-

derschaft entspricht dem Ttust-I(onzept des Haager Abkommens. Dieses ist in
Art z HTÜ wie folgt umschrieben:

Art. z
Im Sinn dieses Überetnlcommens bedeutet der AusdruclcTrust" die uon einer

Person, dem Begründer, - durch Rechtsg'eschäfi unter Lebenden oder für
den Todesfall - geschaffenen Rechtsbeziehungen, wenn Vermög-en zuguns-

ten eines Beg'ünsttgten oder für einen bestimmten Zweclc der Aufsicht eines

Trustees unterstellt worden ist.

Ein Ttust hat folgende Eig'enschafien:

a) das Vermög'en des Tl"usts stellt ein getrenntes Sondervermög'en dar und

ist nicht Bestandteil des persönlichen Vermög'ens des Tiustees;

b) die Rechte in Bezug auf das Vermögen des Ti'usts lauten auf den Namen

des Tiustees oder attf den einer anderen Person in Vertretung des Ti'r.ts-

tees;

c) der Tl'ustee hat die Befugnis und die VerpJlichtung:, über die er Rechen-

schafi abzulegen hat, das Vermögen in Übereinstimmung'mit den Tl'ust-

bestimmung'en und den ihm durch das Recht auferlegten besonderen

VerpJlichtungen zu verwalten, zu verwenden oder darüber zu verfügen.

Die Tatsache, dass sich der Begründer bestimmte Rechte und Befug-

nisse uorbehcilt oder dass der Trustee selbst Rechte als Begünstigter hat,

steht dent Bestehen eines Trusts nicht notwendig'erweise entq'egerL.

Art. 897 PGR (,Das Tfeuhandverhältnis")wiederum gibt folgende Definition:

Tl'euhrinder (Tl'ustee oder Salmann) im Sinne dieses Gesetzes ist diejenig'e

Einzelperson, Finna oder Verbandsperson, welcher etn anderer (der Treug'e-

ber) beweg'Iiches oder unbewegliches Vermög'en oder ein Recht (als Tl'eug'ut),

welcher Art auch immer, mit der VerpJlichtung zuwendet, dieses qls Treu'

gut im eig'enen Namen qls selbstcindig'er Rechtstrriger zu Gunsten eines oder

mehrerer Dritter (Begünstigter) mit Wirlcung' gegen jedermann zu uerwalten
oder zu uerwenden.

jeweiligen Rechtsordnung zwingencler Natur sind. Die Schlussvorschriften finden sich iur
Kapitel V. Diese enthalten vor allem clie Bestirnmnngell zum Beitritt rtnd zu clen Vorbel'ral-
ten, clie ein Staat zur-n HTÜ anbringen kann."
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1p Folgenden soll daher nLlr voll dieser l-lesoncleren Ausfonnung der Tl'euhand-

sciraft gesprochen werden. Dieser Trust ist sehr ähnliclr wie der sogenannte

Special Tt'ust; bei diesem geht es - anders als beim Simple Trust - darun, dass

cler Tteuhänder durch die Ti'euhandurkunde gehalten ist, den Trust aktiv zu

verwalten. Er ist clern liecl-rtensteinischen Ttust aber nicht tel quel gleichzustel-

le1, wie B ö s ch t\b er zeugend nachgewie sen hate.

z. AbgrenzungzumTrUG

Das Trtrstrecht ist in den Art. 897 ff. PGR sowie zusätzlich in den nach Att. 932 a

eirrgeftigten Tfeuunternehmengesetz (TrUG), welches clie Geschäftstreuhand

regelt, kodifiziert'o. $ r Abs. r TrUG beschreibt, was eiue Geschäftstreuhand ist:

)Trellunternehmen als eigentliche Geschäftstrenhand nach cletl Gesetze ist ein

auf Grund der TreusatzLlllg von einem ocler mehreren Tfeuhändern (als treu-

hänclerischen Inhabern) unter eigenem Namen oder eigener Firma geftihrtes

beziehungsweise weiter betriebenes, rechtlich verselbständigtes, organisier-

tes, wirtschaftlichen ocler ancleren Zwecken dienendes und rnit eigenem Ver-

mögen bewidmetes Unternehmen ohne Persönlichkeit, ftir dessen Verbindlich-

keiten eine Haftung gemäss diesen-r Gesetze besteht ("Tl'euunternehrnen ohne
persönlichkel1") uncl das weder öffentlich-recl-rtlichen Charakter hat noch eine

andere privatrechtliche Rechtsforn-r aufweist." Das TreLrLrnternehmen wird fiir
diese Abhandlur"rg nicht weiter behandelt. Es soll der "klassische Trust" dar-

gestellt und näher beschrieben werden. Dabei kann jetzt schon clarauf hinge-

wiesen werclen, class verschiedentlich die Bestimmllngell aus dem TrUG zur
Interpretation herangezogen werden, wenn die Bestimrnurlgen in der Tl'euhan-
durkuncle nicht ausreichen.

Auf clas >vermlltete Tl'euhandverhältnisu gemäss Art. B9B oder blosse ,resul-
ting trusts< wird kurz eingegangen werclen, soweit clies flir das Verständnis die-
ses Beitrages r"rotwendig ist, ohne hier aber in clie Tief'e zu gehen.

Bösch, LJZ 3/zoot, 86, 9r.
Iu clas PGR eingefr-igt clurch LGBI. 1928 Nr.6. Art.932a PGR lautet: ,Ds kann nach clcn fol-
genclen Vorscl-rriften ein'Il'euuntemehl-nen (eine Geschäftstreuhar"rcl) errichtct uncl betrie-
ben werclen.n f)anach wircl in r7o Paragraphen gleicl'rsam ein Gese tz in einern Gesetz integ-
riert. Dicse cesetzcstcchnik ist in Licchtcnstein recht beliebt, so finclen sich beispielsweise
tlnter 61173a ABGB clie Bestimmungen über clas Arbeitsvertragsrecht ocler nach Art.55z
l'GIt die 4r Paragraphen zurr Stiftrurgsrecht.
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3. Der liechtensteinische Tlust
Der Tfust stellt keine juristische Person, sondern ein besonclers ausgestalte_
tes vertragswerk - einen selbständigen Rechtsträger (art. s97 pGR) - zwischen
dem Tfeugeber/Settlor und dem Tfeuhänder/Tfustee dar, mit dem klar defi_
nierte oder definierbare vermögenswerte zugunsten von Begünstigten über_
geben werden (Art. 899 pGR). Dabei geht clas Eigentum samt Besitz (Art.897
PGR) auf den Tteuhänder über, der es aber im sinne des Tteuhandvertrages
(Trust Deed) verwaltet und verwenclet. Im Falle des I(onkurses oder eines
anderen beim Tteuhänder liegenden Grundes (Art.9o9 pGR), der normaler_
weise zur verwertung oder zum Entzug der werte führen würde, sind diese
Tteuhandgüter entzogen.

Der Trttst hat damit auf der einen Seite gewisse Ahnlichl<eiten mit clel per-
sonengesellschaften. Auch hier entstehen keine juristischen personen und
dennoch können die personengesellschaften unter bestimmten Bedingungen
als solche Rechte und Pflichten tragen und allenfalls auch selbständig auftre-
ten. Auf der anderen seite sind die Ausrichtung des Tfusts und sein Zweck in
auffälliger Nähe zu Stiftungen, konkret FamilienstiftLlngen.

Ein Ttust kann grundsätzlich in verschieclenerlei Ausgestaltung auftreten,
So ist es sogar möglich, dass ein Ttust ohne bewusste Zielsetzung der Beteilig-
teu entstehen könnte. Beim hier interessierenden Explicit Ttust braucht zwar
die Errichtung des Tfusts lediglich entsprechende Schriftlichkeit; ftir seine
Durchsetzbarkeit und Gültigkeit bedarf es aber dann, wenn er mehr als ein Jahr
dauern soll - und dies wird die Reger sein - auch eines entsprechenden Aktes
im Handelsregister.

Dabei wird zwischen zwei verschieclenen Arten depRegistrierung( unter-
schieden; nämlich zwischen der Hinterlegung und der Eintragung. wenn der
Ttust eingetragen wird, so muss lediglich sein Name sowie cler TIeuhänder/Tl.us-
tee ohne Vorlage der entsprechenden Tteuhandurkunde beim Haldelsregister
eingereicht werden. Beim sogenannten hinterlegten Tfust hingegen wird tat-
sächlich die Tteuhandurkunde hinterlegt, daftir werclen im Registerblatt weni-
ger Informationen aufgenommen. In der Praxis hat sich der registrierte Ttnst
durchgesetzt. Die Registrierung und der damit einhergehende Registerauszug
haben in der Praxis gewichtige vorteile. Diese amtlichen Bestätigungen geben
dem Tlust eine bessere Erkennbarkeit und höhere "Offizialität.. Vor allem Ban-
ken schätzen diese unterlagen, wenn es um die Eröffnung von Bankkonti für
einen Tfust geht.

aj Fcstsclrritt liir Uct.t l)ellc I(rr.th
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4, Ausgestaltung

In der Treuhandurkunde, dem Tfust Deed, müssen die Essentialia, wie TIeuge-

ber, Tfeuhänder', Tfeugut, Zielsetzung,Zwecl9 Dauer und Vorgaben zllr Bestim-

rnung der Begünstigten enthalten sein'

Als Parteien in diesem Vertrag kommen dabei natürliche wie auch juristi-

scle personen in Frage. Regehnässig finden sich daherjuristische Personen als

Tfeuhänder. Der Grund ist sehr einfach: Zwar muss auch bei juristischen Per-

sonen eine Regelung in der Tteuhandurkunde vorhanden sein, wie man diese

auswechseln kann oder wie man einen Ersatz bestellt. Den Tod wird man dafür

nicht regeln müssen. Eine Spielart kann auch in der Mischung zwischen na-

türlichen und juristischen Personen bestehen. So kann die juristische Person

beispielsweise gerade zur Verstetigung des Ti'euhaudverhältnisses eingesetzt

werden, sodass diese inmer als treuhändischer Eigentümer dasteht, während

die 1atürliche Person als aktiver Part - als sogenannter "Administrativtreuhän-
deru - diesem zur Seite gestellt wird.

Der Tfllst erhält einen Namen, eine Firma. Wenn nur-r beispielsweise der

Dellka l'ust Aktien einer Unteruehmung kaufen will oder eine Bankverbin-

dung eröffnen will, so wird in den Vertragsbestimmungen die Formulierung

wie folgt lauten: "Tteuhänder A und Tl'euhänder B als Tfeuhänder des Dellka

Trusts vereinbaren was folgt:".
Damit man wirklich von einem Ttust im Siune von Art. 897ff. PGR sprechen

kann und nicht "bloss" von einer fiduziarischen Tleuhand, darf kein "shatn"
vorliegen. Ein "shamu oder Scheingeschäft liegt dann vot, wenn nur dem äusse-

ren Schein nach ein Tlust vorliegt. Dies ist insbesondere dann gegeben, wenn
der Tt'eugeber weiterhin bestimmt, was zu entscheiden ist. Art. 9rB Abs. z PGR

besagt nämlich, dass der Tteugeber über die detaillierten Regelungen in der
Tteuhanclurkunde, dem Letter of Wishes und allenfalls weitere Urkunden hi-
naus keine Bestimmungen aufstellen darf, welche den Tleuhänder an fortlau-
fende Weisungen binden".

II. Anwendung in der Praxis
Personen aus I(ontinentaleuropa tun sich schwer mit dem Trust. Es fehlt ihm
in Europa clie Tfadition, die Geschichte, wie sie in England oder anderen angel-

Sielre anclr Bösctt, LJZ äl zoot, lz.

Irestscllrift flir Gert I)cllc ](arth :
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sächsisch geprägten Ländern vorhanden ist. Dort diente der Trustja zu Zeiten

von I(reuzzügen etc. dazu, dass der Tteugeber einem T?euhänder zuguusten sei-

ner Familie das Vermögen übergab, damit es in seiner Abwesenheit und bei sei-

nem allfälligen Tod in geeigneter Art und Weise seiner Farnilie dienen könne,

Diese Geschichte fehlt in l(ontinentaleuropa. Auch die Nähe und Expertise der

Gerichte in Sachen Trusts ist in I(ontinentaleuropa nicht vorhanden. Daher

wird man als I(ontinentaleuropäer im Zweifel die Stiftung wählen.
Ein Tfust wird vor allem dann verwendet, wenn der Tteugeber damit ent-

weder Familienangehörige oder ihm besonders nahestehende Personen un-

tersttitzen will. Es gibt aber auch durchaus die Möglichkeit, dass ein Trust er-

richtet wird, in dem der Tteugeber selber auch unter bestimmten Bedingungen

begünstigt wird. Dies wurde schon oben angesprochen, als auf die Nähe der

Zweckausrichtung zwischen Tfust und Stiftung verwiesen wurde. Der Tfust hat

ähnlich wie die Stiftung somit einerseits Vorsorgecharakter, dann aber auch

den Zweck der "Asset Protection".

A. Nachfolgefragen und Erbrecht

Das Trustrecht hat viel mit Erbrecht zu tun. Historisch gesehen war eine Art Tfttst
sogar der Vorläufer der eigentlichen Erbschaft. So "kaufte" jemand die Werte ei-

nes Verstorbenen auf, um sie dann wieder an die Familie zu verteilen. Dieser
)emptor familiaeu entsprach später dem sogenannten "Salman". Auch er tiber-

nahm die Verrlögenswerte zur ozahlung", sornit also mit einer Verpflichtung.
Der Trust hat im Erbschaftsfall erhebliche Volteile. Der Tfeuhänder hat

klare Instruktionen durch deu Verstorbenen [den Settlor), was er bei seinen't

Todesfall zu tun hat, wie er für die Hinterbliebellen zlr sorgen hat und auf wel-

che Besonderheiten er Bedacht zu nehtnen hat. Insbesondere kann so ver-

hindert werden, dass aufgrund von Unstimmigkeiten unter den Erben Gelder

länger blockiert bleiben und so unter Umständen finanzielle Engpässe [Illi-
quiditat) entstehen. Im ldealfall kann auf diese Art und Weise auch die Pri-

vatsphäre besser geschtitzt werden. Wenn nämlich streitwillige Erben erken-

nen, dass der Erblasser die Verlassenschaft weitgehencl in einem Ttust geregelt

hat, so werclen sie sich überlegen, ob sie einen Streit vorr Zann brechen wol-

len, oder ob sie sich besser mit dem, was der Verstorbene geregelt hat, arran-

gieren. Sie haben es nämlich beim Ttustee regelmässig mit einem Fachmantr
zlr tLrn, der entsprechenden Streitigkeiten relativ gelassen entgegensehen wird.
Zr.rclem wird ein unter professioneller Beratung errichteter Tl'ust dafür besorgt
sein, dass keine Pflichtteile verletzt sind oder sonst Ansprüche Dritter einen Au-

griffspur-rkt bieten.
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Man ist nämlich mit einem Ttust nicht gegen Pflichtteilsansprüche von be-

iloffenen Erben gefeit. Von daher ist es auch sinnvoll, eine testamentarische Re-

oelung mit einem sogenannten "inter-vivos< Tfust zu verbinden. Dies bedeutet,

7u* gun, klassisch in einem Testament die notwendigen Aspekte so geregelt

werden, dass die Pflichtteile geachtet sind. In einem schon zu Lebzeiten errich-

rcrcn Tfust können weitere Aspekte ausgeführt werden. Dies macht insbeson-

dere dann Sinn, wenn man "seine Pappenheimern kennt. Wer weiss, dass ein

Erbe besonders darauf erpicht ist, sein Geld direkt und ohne Umschweife zu

erhalten, wird vermutlich diesen im Testament entsprechend berücksichtigen'

Wer verschwenderische Erben hinterlässt und seine Unternehmung schützen

will, wird diese mit Vorteil zu Lebzeiten in eine entsprechende Struktur ein-

bringen. Wer wiederum minderjährige Idnder hinterlässt und diesen ein ent-

$Prechendes Ve rmöge n sukzess tve zukommen lassen will, ist mit e lnem Tru st

sehr gut bedient. Wie scho n au sge führt, soll te S o eln Trust aber schon

Lebzeiten des Settlors errichtet werden'

Dann nämlich wird sich das auf den Tfust anwendbare Recht gemäss Art. 6

nach dem vom Begründer gewählten Recht richten. Zwar ist es auch dann

ich, dass im Sinne von Art. 15 lit. c HTÜ noch Pflichtteilsrechte geltend

werden können. Dennoch wird es dann nicht mehr um den Ttust als

gehen, sondern nur noch darum, ob Teile der Vermögenswerte zur Si-

des Pfl ichtteils herauszugeben sind.

Die Errichtung eines Ttusts erst im Todesfall bringt einiges an Unsicher-

mit sich. Je nach dem jeweils anwendbaren Erbstatut könnte nämlich
Umständen ein Recht anwendbar sein, das nicht trustfreundlich ist". In-

können grundsätzlich zwei Tendenzen beobachtet werden. Einige

bestimmen das Erbstatut, also das in Erbschaften anwendbare Recht,

nach der Nationalität des Erblassers. Andere orientieren sich am letz-

des Verstorbenen. Daneben gibt es verschiedene Mischsysteme'

auch solche, die wiederum differenzieren, ob Mobilien oder Immobilien
sind.
das liechtensteinische IPRG ist hier kein wirklich gutes Beispiel für

des anwendbaren Rechts, die ohne Unklarheiten wäre. Gemäss
IPRG richtet sich das Erbrecht grundsätzlich nach dem Heimatstatut,

Österreich und Deutschland wird ein testamentarisch errichteter Trust nicht anerkannt
Sie lrierzu oktauian Eiselsberg/Josef Woffi Trusts - Zur Anerkennung und Besteu

des Trust in Österreich, Jahrbuch Stiftungsrecht 2oao, 2o4i "Die Begründung eiues
aufgrund letztwilliger Anordnung eines österreichiscl-ren Staatsbürgers ist nicht nrög-
und für Deutschland ebendort S. 2o3 FN 12: ,In Deutschland ist die Gründung eines
mortis causa clurch einen deutschen Staatsbtirger aufgrund vot-t $ z5 Abs l EGBGB aus-

da seir.r Erbstatut deutsches Recht ist und dieses den Tfust nicht auet'keunt."
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also der Nationalität des Erblassers. Wenn er aber in Liechtenstein verstorben
ist und die Erbschaft, also die Verlassenschaft, in Liechtenstein abgehandelt
wird, so wird liechtensteinisches Recht angewendet. Aber auch hier gibt es eine

Ausnahme: Wenn der ausländische Erblasser in seinem letzten Willen aus-

drücklich die Anwendung liechtensteinischen Rechts bestirnmt hat, so kommt
dieses zur Anwendung. Daher gibt es im Grundsatz für jeden, der eine Erb-

schaftsplanung vornimmt, einen guten Rat: Regle alles beizeiten und verteile
nach Möglichkeit zu Lebzeiten'3.

Der Trust kann hier ganz erhebliche Vorteile mit sich bringen, wenn er

denn entsprechend anerkannt wird. Dies ist recht problemlos für jene Staaten,

die dem Haager Tfusttibereinkomrnen beigetreten sind sowie für den angel-

sächsischen Rechtskreis. Somit sollten die Vermögenswerte, welche durch den

Tlust gehalten werden, in einem Staat liegen oder einem Staat zuzurechnen
sein, der Tfustkonstruktionen zulässt und anerkennt. Ungeeignet ist ein Tfust
somit beispielsweise für Vermögenswerte in Deutschland. Deutschland kennt
den Ti'ust nicht und muss daher versuchen, rnit Urndeutungen zurechtzukom-
men. So wird der Trust zum Teil als einfache Fiduzia, also als Auftrag für einen

"Tt'euhänder" umgedeutet.
Von besonderem lnteresse kann in diesem Zusammenhang in naher Zu-

kunft die Verordnung (nu) Nr. 65olzotz des Europäischen Parlaments und des

Rates vom +. Juli zotz Llber das Erbrecht sein'4. Diese Verordnung wird für die

Europäische Union mit Ausnahme des Vereinigten I(önigreichs und Irlands am

17. August zot5 in I(raft treten. Man darf sagen, dass hier - uit wenigen Ab-

strichen - ein grosser Wurf gelungen ist. Die Zuständigkeit wird grundsätzlich
dorthin verlegt, wo der Erblasser im Zeitpunkt seines Todes seinen gewöhn-
lichen Aufenthalt hatte. Sogar eine Gerichtsstandvereinbarung ist möglich.
Grundsätzlich unterliegt die gesamte Rechtsnachfolge von Todes wegen dem
Recht des Staates, in dem der Erblasser im Zeitpunkt seines Todes seinen ge-

wöhnlichen Aufenthalt hatte. Auch hier besteht wiederum eine Rechtswahl-
möglichkeit: Eine Person kann ftir die Rechtsnachfolge von Todes wegen das

Recht des Staates wählen, dem sie im Zeitpunkt der Rechtswahl oder im Zeil'
punkt ihres Todes angehörte.

Gemäss Erwägung 13 des Übereinkornmens sind die Fragen der Errichtung,
Funktionsweise ocler gar Auflösung von Trusts vorn Anwendungsbereich der

Vergleicl-re lrierzu auch die Ausführun genbei Mario Ft'iclc, Dle Europäische Erbrechtsverorcl
nnng und Liechtenstein, Liechtensteinjournal z/zor3, Zqßl t).
Verordnung EU Nr. 650/2012 vom 4. Jtrli zorz über die Zuständigkeit, das anzuwendeude
Recl'rt, die Anerkennung und Vollstreckung voll Entscheiclungen uncl die Annahne ttnd
Vollstreckung öffentlicher Ulkunden in Erbsachen sowie zur Einführung eines Europäi
sclretr Naclrlasszeugnisses. Fr-ir einen Einstieg: Friclr, Liechtensteinjournal zlzor3,34ff.

t3
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Verorclnung 
atlsgenommen. Dies soll aber gemäss der Verordnung nicht als ge-

;";il; a.äschturs.verstanclen werden: uwird ein Trust testatlentarisch oder

^r"pr lcraft Gesetzes ttn Rahmen cler gesetzlichen Erbfolge errichtet, so sollte im

I"irit.f. auf clen übergang der Vermögenswerte uncl die Bestimmung der Be-

i..*irr",, clas nach clieser verordnu'g a'f die Rechtsnachfolge von Todes we-

^-,. "ir.r*..clencle 
Recht gelte'.. Auch diese Ausftihrung bestätigt den oben

:;;;;u"n Rat, dass tnan uach Möglichkeit nicht erst 'rit dem Tod den Tfust

?rii.rrt." soll, sotrclern n-röglichst schon unter Lebenden'

B. Asset Protection'5

unter Asset protection versteht der Autor dieses Beitrages die frühzeitige uncl

irti 0." entsprechenden Rechtskreisen' auf clie die Asset Protection Attswir-

Urrng"t-t haben kann, konfortne Absouderung vou Vermögenswerten einer Per-

,""."Ur geht konkret darnm, dass jemancl für die Unbillel der Entwicklungen

geschtitzt sein will. Hierfür ist der Ttust aber nicht nur in Liechtenstein, son-

ä.rn a.rcl-t international anerkannt und angesehen'

Zeutrales Anliegen unil zeutrale Voraussetzttng sind aber, dass der Trust re-

ell ist. Damit jemand gute Aussichten hat, dass cler Ttustwirklich als eigenstän-

dige I(onstellation anerkanut wird, clurch clie das Vermögen eben nicht mehr

dÄ S.ttlor, also den Grü'cleq oder den Begünstigten direkt angerechnet wircl,

ist clie Ernsthaftigkeit der entsprechenclen widr-nung erforderlich. Dies becleu-

tei mit ancleren Worten, class clie Errichtung eines Trusts endgtiltig, unwider-

ruflich uncl ohne versteckte Weisungsrechte erfolgell mllss. Zttdem sollte clem

Trustee ein gertittelt Mass au Eigenstäncligkeit gegeben werden. Wenn Trttsts

auf längere Sicht eingerichtet wurden, so ist clamit zll rechllell' dass im Laufe

der Zeit sich clie Rahmenbediugungeu, die familiären Verhältnisse des Sett-

lors uncl cler Begtinstigten, aber auch gesetzliche Aspekte ändern köunetl. Hier

kann sich cler.Settlor dnrchaus gewisse Einflussmöglichkeiten vorbehalten. Im

Kern pttss aber gesichert seit't, dass cler Trustee clie Geschicke des Trusts bzw'

die Verwaltung cler Vermögenswerte bestimmt. In Sinne denchecks and ba-

lances. kann allenfalls clem TI'ustee ein Protektor zu Seite gestellt werden, der

clie Massnahmen und wesentlichen Beschlüsse des Trustee tiberwacht ttnd nö-

tigenfalls (gerichtlich) interveniereu kann.

15 Mario Frick, Asset Protectiotl iu Liechteustein,LlZ zotz, ]gff
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III. Formalien
Die Vorgaben, wie ein Tfust im Sinne von Art. Bg7 PGR zu errichten ist, sind sehr
einfach. Es braucht eine schriftliche Tfeuhanclurkunde, in der der Trust und
die Zielvorgabe ftir den Tfust samt Treuhänder benannt werden. Der Tieuhän-
der tluss uicht von allem Anfang an Partei clieser Tlusturkunde geworden sein.
Wenn aber die Bestellung durch einseitige Erklärung erfolgt, so braucht es spä-

ter zLtr Begrünclung des TI'euhandverhältnisses einer scl-rriftlichen Annahrneer-
klärung (art. S99 Abs. z PGR). Das Tleuhänderverhältnis nuss ausdrücklich als
solches bezeichnet werden, uucl es rnuss Rücksicht auf die allenfalls vorhan-
denen Forrlvorschriften für clie Übertragltng von Sachen und ancleren Vermö-
genswerten genonmen werden.

A. Eintragung oder Hinterlegung - Dauer

Wenn ein Tteuhaudverhältnis auf mehr als zwölf Monate begrtindet ist, nuss
es zltr Eintragung iu das Hauclelsregister angemeldet oder entsprechend hin-
terlegt werden (Art. 9oo und 9or f. PGR).

Anders als in verschiedenen Jurisdiktionen kennt das liechtensteinische
Recht keine "rule against perpetuities" Diese Regel soll verhindern, dass Ver-

tnögeu zu lange dem Wirtschaftskreislauf entzogen werden. Nachdem bei
liechtensteinischen Stiftungen theoretisch das Vermögen auf alle Zeiten in der
Stiftung verbleiben kann, wäre es nerkwürdig, wenn dies im Trustrecht anders
sein sollte. Zum Teil wird darauf hingewiesen, dass durch den Verstoss gegen
die "rule against perpetuities" ein liechtensteinischer Trust unter Umständen
in angelsächsischen Ländern in Frage gestellt sein könnte'u. Mit Fug darf man
sich aber die Frage stellen, ob dies rnit den europäischen "spielregelnu wie bei-
spielsweise cler Freiheit der Niederlassung und der I(apitalverkehrsfreiheit kon-
form geht. Insofern kann es ratsam sein, die Dauer des Ttnsts einzuschränken.
Url dennoch eine gewisse Flexibilität an den Tag legen zu können, kann dem
Trustee die Ermächtigung gegeben werden, im pflichtgemässen Ermessen al-

lenfalls die Dauer zu verlängern oder zu verkürzen.
Bin Ttr"rst kauu widerrufbar oder unwiclerrufbar ausgestaltet sein. Beim wi-

derrufbaren Tfust wird man sich aber sowohl zivilrechtlich wie auch steuer-
rechtlich damit kor-rfi'ontiert sehen, dass anf die.jenige Person, welche das wi-

16 Idcrtts Biedennann, Die Treuhänclerschaft cles liechtensteir-rischen Rechts, clargestellt an ih-
reln Vorbild, cleur Ttust cles Commonlaw: Unter Beriicksichtigung cles Gesetzes betreffencl
das Ti'euunternehmen, Bern 1981, t43, ;;gff.
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derrufsrecht besitzt, durchgegriffen wird. Es stellt sich dann die Frage, ob die

oben dargestellten Zwecke cler Asset Protection oder der vermögensrechtlichen

Zuweisung an Nachkommen tiberhaupt noch erreicht werden kann.

B. Anforderungen an den Tfeuhänder/ Tlustee

Grunclsätzlich kann jeder Trustee werden. Bis dato mLrsste mindestens ein Tl'us-

tee Wohnsitz in Liechtensteiu haben. Art. 9o5 PRG, der dies stipulierte, wurde

am t März zor3 aufgehobeu. Die entsprechende Abänderung des Personen-

und Gesellschaftsrechts (Art. t8oa uncl Art.9o5 PGR) gemäss BUA Nr. t5zlzotz

wtrrde am 27. Dezember zotz irt't Lancltag berateu und verabschiedet. Davor be-

stinmte Art. 9o5, dass eine Person mit Sitz oder Wohnsitz irn Inland als zttsätz-

licher Tleuhänder zu bestellen ist, wenn bei einer Tleuhänderschaft eine im

Auslancl wohnende oder sitzende Person als Tleuhänder bestellt ist. Die EFTA-

überwachr-rngsbehörcle hatte dies als Verstoss gegen die Nieclerlassttngsfreiheit

(lrt. 3r EWRA) und gegen clie Dienstleistungsfreiheit (Art. 36 EWRA) eingestuft.
Für die Beibehaltung clieser Norrn hätten Grtincle der Professionalität und

cler grösseren Sicherheit gesprocl'ren. In der Regel handelt es sich bei Tfusts

nicht um sogenannte "Onkel{1us15", bei clenen Verwanclte clie Funktion des

Trustees übernehmen, sondern um Strukturen mit Einbezug von professionel-

len Anbietern. Somit kämen in Liechtenstein faktisch nur Rechtsanwälte und

Ti'euhäncler als Trustees in Frage. Aus diesern Grr.rnd stellte sich im Rahmen der

Vernehmlassurlg zll clieser Gesetzesanpassllng auch die Frage, ob man uur noch
,Professionalisten" als Trnstees zulassen wolle. Hiervon sah die Regierung mit
Verweis auf den Wunsch nach einer liberalen und mit clem Auslaud vergleich-

baren Regel, aber auch mit Verweis auf die diesbeztiglich negative Haltung der
EFTA-Überwachungsbehörcle'7 ab. Man clarf gespannt sein, wie die Eintragung
oder Hinterlegllng von Trusts nach clen Art. 9oo ff PGR ablaufen werden.

C. Wesentliche Inhalte
Im Tfust Deed sollten clie Rechte uncl Pflichten des TI'euhänclers cletailliert auf-
geftihrt sein. Wenn clerl Tl'euhäncler r.rmfassende Rechte gegeben werden, kann
dies nattirlich eine detaillierte Aufzählung hinfällig machen. Insbesondere
sollte klargestellt werclen, in welcher Art uncl Weise die vorhandenen Vertlö-

17 BuA Nr. tzs/zorz, 16.
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genswerte zu verwalten sind. Dies betrifft einerseits die vermögensverwaltung,
wo lnan sich nicht bloss auf das Temperament des Trustees u"rlurr"r, solrte, ob
der nun eine moderate oder aggressive Anlagestrategie fährt. Dies betrifft aber
auch die Frage' ob ein 'rreuhänder sich detailliert um entsprechende Beteili-
gungen an tätigen Gesellschaften kümmern muss".

wese'tlich wird es auch sein, die Entschädigung und Besoldung des Tlustees
zu regeln. Ebenfalls geregelt werden die allfälrige Haftung bzw. auch Haftungs_
beschränkungen für den Ttustee . Art. gz4pGR bestimmt aner, dass der Tfustee
für den Bruch der vorgaben der Tteuhandurkunde (Treuhandbruch) sich nur
sehr bedingt einer Haftung entziehen kann. Für ihn u1d seine Mittreuhänder
gilt grundsätzlich die solidarische Haftung, wobei diese relativiert werden kann,
soweit sie nachzuweisen vermögen, ,,dass sie die Sorgfalt eines ordentlichen Ge_
schäftsmannes in der überwachung des Mittreuhänders angewandt haben..

Ebenfalls muss geregert werden, wie der Trustee 
"u, 

,"irr"t. Funktion aus_
scheiden kann und auch wer allenfalrs Trustees ersetzen kann. Regelmässig
wird hierzu ein Protektor bestellt. Bei diesem handelt es sich meist um eine
vertrauensperson des settrors, also des Errichters, der die Hintergründe der
Ttusterrichtung, die farniliären verhältnisse und die Motive des settlors kennt.
Hierbei ist sorgfältig vorzugehen. Das Verständnis eines protektors sollte wirk-
lich dahingehend sein, dass er äusserst zurückhaltend auftritt. Ansonsten be_
steht nämlich die Gefahr, dass sich er und der Tfustee darin konkurrieren, wie
nun die entsprechenden Entscheidungen für die Verwaltung des Vermögens,
Ausschüttungen an Begünstigte etc. vorgenommen werden sollen.e.

Die Bestimmung der Begünstigten ist ein essentielrer Teir der Tteuhandur-
kunde. Dabei können die Begünstigten entweder detailliert und mit entspre-
chenden Ansprüchen benannt werden. sie können aber auch bloss dem l(reise
nach und mit alrgemeinen Begünstigungsvorgaben benannt werden. wenn bei-
spielsweise ein settlor bestimmt, dass seine Nachkommen von den vorha'de-
nen Vermögenswerten profitieren solren, wenn es um Ausbirdung, Aufbau der
beruflichen Existenz und gru'dlegende wohnbedürfnisse geht, so läge hier ei'
"discretionary trust< vor, also eine Lösung, in der dem trustee ein sehr grosses
E'nessen gewährtwird. Regermässigwircl dem Tlustee auch die I(ompetenz ge-
geben, allenfalls auch gemeinnützige zweckemit zu berücksichtigen.

18 sogenallnte Bartlett-I(lausel; - Bartlett vs. Barclays Bank Ttust co. Lirnited, High court Eng-land r98o, r Ch 5r5.
a9 Hier kann aufArt. 552 $ 28 PGRverwiesen werclen. Das stiftungsrecht ist als $$ r bis 4r nachArt' 552 PGR verortet. In $ z8 wircl für das sti{tungsrecht auärücklich festgehalten, dassnebeu dem stiftungsrat noch weitere organe (Ku;atoren, Kollator.eo 

"tc1 
t ertettt werde'können, solange klar ist, dass clie EntschJiclung als solche uncl die vertret'ng der stiftLrngclurclr den Stift ungsrat erfolgt (siehe auch BuA Nr. t3 I zool, ro7).
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D. Abweichungen vom dispositiven Recht

gegelmässig wird man in den Tteuhandurkunden festlegen, dass liechtenstei-

nisches Recht anwendbar ist. Dabei wird man auch Bedacht darauf nehmen

srüssen, ob man bestimmte dispositive Regeln des Tteuhandrechts explizit aus-

rrehmen will oder nicht. Irn Wesentlichen ist hier an folgencle zu erinnern:

t. Art. 9oB Abs. r PGR bestimmt, dass mangels einer andereu Bestimmung der

Tteuhänder verpflichtet ist, sein Mandat während mindesteus eines Ver-

waltungsjahres anszuüben. Weiters bestimmt Art. 9oB, dass der Tteuhän-

der grundsätzlich jeweils auf Schluss eines I(alenderjahres mit einer Frist

von drei Monaten sein Mandat ktindigen kann. Dabei bestimmt Art. go8

Abs. 3, dass in Ermangelung eines anderen Adressaten das Handelsregister
die Anlaufstelle darstellt. Dieses wird dann allenfalls auch vorstellig, urn

die Bestellung eines Ersatztreuhänders zll veranlassen.

z, Gemäss Art. grz Abs. z PGR können "Beteiligte" - gemeint sind Mittreuhän-

der, Begünstigte etc. - verlangen, dass in Registern eingetragene Werte oder

Unternehmungen den ausclrücklichen Vermerk aufnehmeu mtissen, dass

es sich dabei um T?euhandgüter hanclle. Wenn dies nicht gewünscht ist,

rlrllss clies in den entsprechendeu Ttenhandurkunden explizit ausgenom-

rren werden.

3. Wenn es in der Tteuhandurkunde nicht explizit ausgenommen wird, so

muss ein Tt'euhänder gemäss Art. gzz PGR das TreLlgut gegen Gefahren ver-

sichern.

4. Art. gz3 PGR regelt sehr ausführlich, wem gegentiber und wie Rechnung

zn legen ist. Gemäss Art.gz3 Abs.5 kann die Tleuhandttrkuncle die Rech-

nungsablage auch in anderer, einfacherer Art und Weise regeln. Hiervon
sollte man Gebrauch machen.

5. Gernäss Art.9z9 ist das Landgericht Aufsichtsbehörde über die in den

öffentlicher-r Registern eingetragenen Treuhäuderverhältnisse. Hiervon

arlsgenommen sincl aber Familientreuhänderschaften oder wenn in einer
Tl'euhandurkunde eine andere Stelle bezeichnet ist. Regelmässig wird es

sich bei den Tleuhänclerschaften um Familientreuhänderschaften hanclelu,

wobei diese sehr oft diskretionär ausgestaltet sind. Der Protektor könnte
als Aufsichtsinstanz bezeichuet werdeu.

In der Tiustr,rrkunde sollte gerade rnit Blick auf diese Ietzte Bestimmung be-

stimmtwerden, ob und wann Begtinstigte einen Anspruch, allenfalls sogar klag-

baren Anspruch, auf Attsschüttungen und Zuwendungen haben. Iusbesondere
ist dabei anch auf die Mögliclikeit Bedacht zu nehmen, dass man bei Famili-
entreuhänderschaften explizit f'estlegen kann, dass allfällige Anwartschaftsbe-

licrstschrifl fiir (;ert Ilelle i(arth F



232 MARro FRr(iK

rechtigllngen bzw einzelne Ansprüche auf derl Weg des Sicherungsverfahrens,
der Zwaugsvollstreckung oder des I(onkurses nicht er-rtziehbar sind'n. Um hier
keine Missverständnisse aufkommen zu lassen: Auch in einer Tteuhandur-
kunde können aufsichtsrechtliche Massnahmeu gemäss Art. gz7 Abs. z bzw.
Art. gzg Abs. z PGR r-richt gänzlich wegbedungen werden. Bei Familientreuhäu-
clerschaften können diese aber nur punktueller Natur sein".

Häuflg welden Tleuhandurkuuden voll sogenannten >Letter of Wishesu be-
gleitet. In diesen Brief wird der Tteugeber seine Beweggründe darlegen und
dem Tfeuhäuder erläutern, wie er mit Vorteil die er-rtsprechenden Begtinstigten
berücksichtigt, kontaktiert uncl welchen Grundsätzen er bei der Vermögensver,
waltung folgen sollte - immer vorausgesetzt, dass diese Ausführungen nicht
der Tleuhandurkunde widersprechen".

IV. Steuerliche Aspekte

ZLlr Besteueruug der liechtensteiniscl-ren Stiftung wurde viel geschrieben. Zur'
internationaleu Besteueruug cles Trusts deutlich weniger'. In international-steu-
erlicher Hinsicl-rt dtirfte es zwischen den beiden I(onstruktionen kaum Ultter-
schiecle geben. Das internationale Steuerrecht wird regelmässig darauf abstel-
len, wer tatsächlich das Vermögen beherrscht und wer darauf einen Anspruch
hat. Im Folgendeu soll nur kurz die recl-rtliche Situation in Liechtenstein darge-
stellt werden, bevor ein Streiflicht auf die Situation in den drei Nachbarländern
Schweiz, Österreich und Deutschland geworfen wird.

A. Besteuerung in Liechtenstein

Die Besteueruug des liechtensteinischen Trusts ist in Art.65 SteuerG geregelt.
Dort l"reisst es, dass besouclere Vermögenswiclmungen ohne Persönlichkeit -
eben beispielsweise ein Ttust -, deren Sitz oder Ort der tatsächlichen Verwal-
tung sich im lnlaud befinclet, ausscl'rliesslich der Mindestertragssteuer in Höhe
von derzeit CHF r,zoo.- unterliegen. Lecliglich für die inlänclischen Erträge ge-

mäss Art. 44 Abs. z SteuerG werden sie in Liechtenstein beschränkt steller-
pfliclrtig. Art. 44ff. regeln die Steuerpflicht juristischer Personen. Somit werclen

Art. 9r4 Abs. z PGlt iV.m. Art. 552 PGR/$ 36 Abs. r.
Vgl. hielzu SIGH 2oo7lo82 vol-n 14. Aplil zoo8, Lcitsatz 1a.
Vgl. lrierzn atrch Wenaweser, LJZ 2oo\ a4.

20
27
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Trusts clann, wenn sie ir-r Liechtenstein bestettert werclen, dem Regime der juris-

tischen Personen Llnterstellt. Dies gilt aber gen'räss Art. 44 Abs. 3 SteuerG, wel-

cl-rer clie "inländischen Erträgeu regelt, nur ftir Erträge aus cler Bewirtschaftung

lancl- u1d forstwirtschaftlicher Grunclstticke, für Miet- und Pachterträge aus in-

ländischen Liegenschafteu uud den steuerpflichtigen Reinertrag der im Inland

gelegenen Betriebsstätten. Blosse Vermögensanlagen in Aktien etc. sind somit

hiervon nicht erfasst'

Diese Regelung liegt durchaus im internationalen Tfend. Der Trustee als

Tyeuhänder und Tr'äger cles Vertnögens ist ja niclrt wirtschaftlicher Eigentümer.

Es nracht keinen Sinn, ihn ztt besteuern. Daher wird regelmässig an den Be-

gtilstigten angeknüpft, wenn clieser Ausschüttungen erhalten sollte. Irn Be-

richt und Antrag Nr'. B3/zoro erklärt die Regierung auf S. 53 zur entsprechen-

deu Bestimmut-rg des Art. 65, dass dies nur den eigentlichen Ttust, aber nicht

clie I(ollektivtreuhänderschaft gemäss Fondsgesetz betreffe. Ansonsteu würde

diese Rechtsform schlechter behandelt als beispielsweise die AGmvI(, was dem

Grgndsatz der Nichtdiskriminierung wegen unterschiedlicher Rechtsformen

widersprechen würde.

B. Besteuerung in der Schweiz, Österreich und Deutschland?

7. Schweiz

In einem l(reisschreibeu Nr. 30 vom zz. August zooT tiber die Besteuerung von

Tfusts hat clie schweizerische Steuerkonferenz einige Grunclsätze zur Bestette-

rung vorl Tl'usts in der Schweiz vorgegeben. Diese sincl cleswegen interessant,

weil dies ein rnöglicher Ansatz der Besteuerung ist, der auch auf andere Län-

der Anwenclung finden könnte'3. Das Rundschreiben definiert zuerst verschie-
denste Arten von T?usts, erläutert was ein Trustee und was ein Protektor ist,
und konzentriert sich dann vor allem auf clie Unterscheidung zwischen )revo-

cableo uncl "irrevocable trLrsts(. Der Trust als solcher wird nie besteuert, son-
dern es wircl an eine der beteiligten Persouett angeknüpft.

Beim "revocable trustu wird immer auf den Settlor abgestellt. Beim ,irre-
vocable trust< wird unterschieden, ob es sich um einen sogenannten "fixecl in-

21, Schweizerischc Steuerkonferenz: Hier handelt es sich um die Vereinigung cler schweize-
rischen Stenerbehörclen, vor allem auf kantonaler Ebene, die eng mit clcrn Bund zusam-
menarbeiten. Das I(reisschreiben lichtet sich im Sinne einer Verwaltnngsverordnung at-t

verschiedcne Steuerbehörden. Absencler clieses I(reisschreibens ist clie Eiclgenössische
Steuerverwaltung.

Festschrift filLr (lrrt Delle I(af th
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terest" odepdiscretionary trust" hanclelt. Beim ,Jixed interest trust< haben clie

Begünstigten einen bestimmten oder bestimmbaren Rechtsanspruch auf Leis-

tung. Nach detl I(reisschreiben wird hier direkt beim Begtinstigten angekntipft
r-rnd dieser wird steuelpflichtig.

Bei eitrem "discretionary trust< soll das in clen Ti'ust gewidmete Vermögen
ebenfalls als Scheukung behandelt werden. Das I(reisschreiben gibt aber nicht
bekannt, wer denn als Bescher-rkter gelten soll. Beim rdiscretionary trust< ist
es ja gerade nicht klar, wer wann welche Ausschtittungen erhalten wird. Wenn
es denn aber den entsprechenden Begünstigten zukornmt, so wird es in der
Schweiz als Einkommen behandelt werden.

2. Österreich

Die Rechtslage in Österreich ist sogar noch etwas unklarer. Zuerst einmal stellt
sich die Frage, ob der Trust analog behandelt werden wird, wie eine Privatstif-
tung nach österreichischem Recht. Hierfür gibt es einige Indizien; gesichert ist
es aber niclrt. Wie Eiselsberg'ttndWolffa ausführen, könnte ein unwiderruflicher
uncl diskretiouärel T?ust durchaus analog einer österreichischen Stiftung's be-

handelt werclen. Dies wtirde bedeuten, dass beim Einbringen der Vermögeus-
werte in diesen Tlust eine Steller von 2,5%o anfiele. Vorausgesetzt wäre dabei
aber, dass die gleichen Tl'ansparenzanfbrderungen erfüllt wrirden, wie sie auch
bei österreichischen Privatstiftungen gegeben sein mtissen. Danach müsste an
sich clie sogenannte Abschirmwirkung erreicht werden können"'. Somit gäbe es

keine laufende Besteuerung. Bei clen Ausschüttungen käme es nun daranf an,

ob diese als vereinzelte Schenkungen angesehen werden, womit grundsätzlich
keine Steuern anfallen, oder aber als regelmässiges Einkommen, won-rit sie un-
ter $ z9 des österreichischen Einkommenssteuergesetzes fielerr.

24 Oktavian Eiselsberg/Josef Wolff ir-r Iahrbuclt Stiftungsrecht zoro, zotff.
Ftir liechtensteinische Stiftungen meint Mlcft ael Tanzer, Liecl-rtensteinische (Privat-)Stiftun-
geu und ihre typenrnäßige Iiinorclnur.rg sowic Einkünfteträgerschaft im österreichischen
Ertragsteuerrecltt, ZfS zotz, r9: "Liechtensteinische Ermessensstiftungen, cleren Organe
nur an clen irrr (Bei-)Statut geäusserten Stifterwillen gebunclen sincl, werden daher bcreits
kraft ihrer Vergleichbalkeit mit österreichischcn Psc-Stiftungelr ohne weiteres als 'ü'äge-
rinnen von Eirrkünften und Vermögen in Bctracht kontrnen."
Mit Abschirn-rwirkuug ist gemeir-rt, class eine Stiftung odel eben ein Tlust als solcher auch
steuerrechtlich auerkannt werden uncl sor"nit clort besteucrt werclen, wo ihr oSitz" ist (Mi-
cltael Tcmzer, ZfS zorz, 13 uncl ir"rsb zo).
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'Lterest /rzzsf" haben clie

:chtsanspruch attf Leis-

günstigten angekntiPft

- gewidmete Vermtigetr

hreiben gibt aber nicht
,discretionary trttst< ist
rn erhalten wird. Wenr-i

nnt, so wird es ir-r der

rer. Zuerst eintnal stellt

ruird, wie eine Privatstif-

;e Indizien; gesichert ist
rte eiu unwiclerruflicher
:ichischeu stiftuug's be-

oringer-r cler Vermögens-

)rallsgesetzt wäre clabei

Lllt wtirclen, wie sie auch

ssen. Dattach tltisste au

können"'. Sotlit gäbe es

käme es ttuu darattf an,

:n, wotlit gt'undsätzlich

rkontmen, womit sie ttn-

;es fielen.

o, zorff.
htensteit-tischc (Privat-) Stift un-

Lgerschaft itn östcrrcichiscl.tctt
sensstiftttugell, clercu Orgatle

len sincl, rvcrcletr clahcr bcrcits
rngeu ohue wciteres als 'lYägc-

:ben cit-t Trust als solcher attcl.t

't wercleu, wo ihnSjtz' ist (Ml-

g. Detttschland

Auch eiu kurzer Blick nach Deutschland zeigt, class clie Situation recht unsicher

ist. Schon clie Frage cler steuerrechtlichen Zuordnung und Qualifizierttng cles

T1usts wircl recht problematisch seiu. Wenn rnan aber clavon ausgeht, dass $ 7

Abs. r Nr. B des deutschen Erbschaftssteuergesetzes auch fiir Ttusts anwendbar

ist, so wird hier die Schenkungsstelrer anfalleu'7. Getrräss der Praxis iu Deutsch-

lar-rc1 wird bei reinen Familienzwecken trotz allem die hohe dritte Schenkttugs-

steuelklasse angewendet. Dies ist offensichtlich tlit den Vorgaben cles EWR-

Rechts nicl-rt vereinbar; somit müsste n-ran hiergegen erst einmal rekttrrieren,

'ötigenfalls 
bis zum EuGH'8. Auch bei der Frage, wie es mit der laufencleu Be-

Sterlerung ausschaut, wird es darauf aukontnten, wem der Trttst zugerechnet

wircl. Bei clen Ausschüttungen schliesslich wird es darauf ankontntett, ob clies

als Allass fi"ir Schenkungs- ocler EinkornmensstelreI angesehen wircl. I(ttrzttm:

Die Situation ir-r Deutschland ist demrassen ungewiss, dass sich aus steuerli-

chen Erwägungen ein Trust für Personen mit Wohusitz iu Deutschlancl - sei es

cler Settlor oder Begi"instigte - nur sehr bedingt aubietet'

V. Schlussbemerkungen

Der iiechtensteinische Trust ist vor allem fär angelsächsiscl-r geprägte Persouen

zur Asset Protection, zur Absicherung des Fatrrilienverrnögeus, aber auch als

Instrurrrent der Nachfolgeplanung sehr geeignet. Immerhin ist es ratsatl, einen

Trust unter Lebenden nncl nicht erst anf den Toclesfall hin zu errichten.

Die Be stiumrr-rng lalltet: Als Schenkung unter Lebencler-r gilt 'Dcr Übergang vo11 Vermögcn
ar,rfgrur-rd eines Stifturlgsgeschäftes unter Leberlclen. Dcnr steht gleich die Bilclr-rng ocler

Ausstattung einer Vcrmögensmasse ausliinclischcn Rechts, clereu Zwecke auf clic Bindr.rug
von Vermögcn gerichtet ist..
Zur Be(leutr.lltg cles IIrGH für clie Dulchsetzung cler vicr Freiheiten auch iur Steucrrccht:
Georg lbfler, Iiuropäischc Grunclfreiheiten, nationalcs Ste Llelrecht uucl clie Rollc clcs EnGH
('ltil I), taxlex zoo6, t3tf , Qff. I{ofler fasst sehr schijn zr,rsammen, class auch cler Steuervogt
an clie Grunclprinzipien europäischcn Rcchts gebunclen ist.,Dcr... Einclrucl<, clie Steuer-
sonveränität der EU-Staatell werclc clurch das Gemeinschaftslccht weitestgehen(l geschont
uncl nnr ir-r R:iuclbelcichen tangiert, tänscht: Das gcsanrte natiortäle direkte StcLlerrecht
wircl vor-r clcr mit Anwe nclungsvorrzrng ausgestatteten Gemeiuschaftsrechtsorclnung iiberltr-
gert uncljecle einzelne I(onlpetenzausübung im Bereich cler Bestelrcrltng ntttss sich iuuer-
halb cles gerrreinschaftsrechtlich zugestanclenen l{ahmens bcwcgcn.u ((ieorg lbfler, tztxlcx
zoo6, r3).
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Seine Flexibilität, gemischt uncl getragen von klaren gesetzlichen Regeluu-

gen und del Möglichkeit der Registrierung cles Ttr-rsts im Hanclelsregister r.r.ra-

chen ihn zu einem tragfähigen Llnd nachvollziehbaren Instrlrtnent cler Vernrö-

gensgestaltung und -planung.
In steuerlicher Sicht bedarf es aber jeweils besouderer Abklärungen, um

unliebsame Überraschungerl zll vertleiden. Hier ist es ärgerlich, dass immer
noch Tender-)zen festzllstellen sind, entgegen dem EWR-Abkommen diskrimi-
nierende Besteuerungen vorzunehmen.

'.:t Fctstseh|ifl liir tlei'r llcllc l{r:rtlr

Landesgel

Elektronische I(un'

in Liechter-rstein*

I. Allgemein

Die Verfassttng des Fürt

stimmt in Art 65, dass jer

darf. Die Publikation ist
Sanktion cles Landesfürl
verfassttngsrechtliches t

I(u ncl machu n gs P r inziP s

staatliche Bedetttuug.
Das I(undmachungs

liche Rechtsvorschrifte
das ntassgebliclle l(urrc

Staatsverträge.

Seit dem r. Januar
ten nicht mehr in PaPit
<wwwgesetze.li> kund
lich clas elektronische

Iclr clatrke ts'errt Mag

LGBI 1921 Nr r5, idgF
LGBI 1985 Nr 4r, iclgE

Der iur I(tttldurachur
ten Sinu zB auch Fin
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